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Kapitel 1

Einleitung

Bürgerbeteiligung ist „en vogue“.1 Zuletzt prominent diskutiert wurde die ple-
biszitäre Teilhabe der Bürger/innen am Beispiel von Stuttgart 21. Dort wurde ein
Volksentscheid darüber durchgeführt, ob das Land die Verträge mit der Bahn zur
Finanzierung des Projektes kündigen sollte. Vorangegangen waren dem Volksent-
scheid monatelange öffentliche Auseinandersetzungen mit regelmäßigen großen
Demonstrationen und eine umfangreiche politische und rechtliche Diskussion, die
bundesweit in den Medien geführt wurde und entsprechend breite Resonanz her-
vorrief. Thematisiert wurde dabei sowohl die Recht- und Zweckmäßigkeit des
Projektes selbst als auch die des Volksentscheides.2

Stuttgart 21 stellt zwar in der Intensität der Auseinandersetzung einen (bisher)
singulären Fall dar, gleichzeitig steht es aber im Kontext einer immer weiter ver-
breiteten Beteiligung der Bürger/innen an hoheitlichen Entscheidungen: Plebiszite
auf kommunaler Ebene sind teilweise seit 1956, flächendeckend aber erst seit
1991 möglich, und insgesamt wurden schon weit über 6000 Verfahren angestrengt.
Die Anzahl der jährlich eingeleiteten Verfahren steigt vor allem seit 1997.3

Diese allgemeine Grundstimmung in der Bevölkerung hat auch die Politik auf-
gegriffen. Deutlich formulierte der Koalitionsvertrag zwischen Bündnis 90/die
Grünen und der SPD in Baden-Württemberg 2011 das Ziel, Baden-Württemberg
„zum Musterland demokratischer Beteiligung“ zu machen.4 Auch in den Koaliti-
onsverhandlungen zwischen CDU/CSU und SPD nach der Bundestagswahl 2013
wurde über die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene diskutiert. Auf
kommunaler Ebene wurden außerdem in zahlreichen Ländern die Regelungen über
die Durchführung von Plebisziten reformiert.5 All diese Entwicklungen werden

1 Nanz, Patrizia/Fritsche, Miriam, S. 9.
2 BVerfG, Beschl. v. 21.11.2011–2 BvR 2333/11; Kirchhof, Paul, S. 412.
3 Vgl. für Zahlen bis Ende 2011 Geitmann, Roland/Mittendorf, Volker/Rehmet, Frank/

Schiller, Theo/Sterk, Thorsten, S. 7, 19; weitere Informationen bei Forschungsstellen Bür-
gerbeteiligung der Universitäten Wuppertal und Marburg: Datenbank Bürgerbegehren, lauf.
akt., URL: http://www.datenbank-buergerbegehren.info, zuletzt abgerufen am 18.7.2015.

4 Bündnis 90/die Grünen/SPD Baden-Württemberg: Koalitionsvertrag 2011–2016, 2011,
URL: http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-
web.pdf, zuletzt abgerufen am 18.7.2015, S. 2. Siehe auf der gleichen Seite: „Wir verstehen uns
als echte Bürgerregierung“.

5 Überblick über die Rechtsänderungen in den Ländern bis 2011 bei Geitmann, Roland/
Mittendorf, Volker/Rehmet, Frank/Schiller, Theo/Sterk, Thorsten, S. 14 ff. Keine Reformen in

http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.datenbank-buergerbegehren.info
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf
http://www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/PDF/Koalitionsvertrag-web.pdf


weiterhin von einer Diskussion plebiszitärer Elemente in der Presse begleitet, die
jedoch das verstärkte Engagement von Bürger/innen nicht immer positiv kom-
mentieren, wie etwa deren Bezeichnung als „Wutbürger“6 deutlich macht.

Auf die direktdemokratische Einbeziehung der Bürger/innen ist also aktuell ein
besonderes Schlaglicht gerichtet. Die öffentliche Diskussion der letzten Jahre be-
herrschte zwar die Diskussion um Stuttgart 21 im Kontext eines Planfeststellungs-
beschlusses. Tatsächlich relevant sind aber genauso Entscheidungen über Bebau-
ungspläne, über die in den Gemeinden nicht seltener plebiszitäre Entscheidungen
durchgeführt werden. Auch wenn diese kein vergleichbares (bundesweites) Echo
hervorrufen, sind sie regelmäßig im gemeindlichen Alltag nicht weniger präsent und
auch nicht weniger kontrovers. Bezogen auf die Erarbeitung und den Erlass eines
Bebauungsplans unternimmt diese Arbeit daher den Versuch, Möglichkeiten und
Grenzen von Plebisziten aufzuzeigen, und soll damit einen Beitrag zur Diskussion
um Demokratie und Bürgerbeteiligung insgesamt leisten.

Die juristische Kernproblematik wird dabei die Frage bilden, ob die Bürger/innen
in einem Plebiszit über einen Bebauungsplan dem planerischen Abwägungsgebot
des § 1 VII BauGB entsprechen können. Diese Frage wird einerseits anhand der
geltenden Rechtslage der einzelnen Bundesländer diskutiert, andererseits werden
darüber hinausgehend aber auch rechtspolitische Vorschläge zur Reform der je-
weiligen Regelungen unterbreitet.

den letzten fünf Jahren lediglich im Saarland, in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern.

6 Kurbjuweit, Dirk, Der Wutbürger, Der Spiegel, 11.10.2010, S. 26.
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Kapitel 2

Direkte Demokratie

A. Direkte Demokratie
auf Bundes- und Landesebene

Das Volk vermittelt als Souverän demokratische Legitimation durch Wahlen und
Abstimmungen, Art. 20 II 2 GG.DasGrundgesetz sieht also grundsätzlich Elemente
repräsentativer und direkter Demokratie vor. Während nämlich bei Wahlen über die
personelle Zusammensetzung eines Organs entschieden wird, dem dann eigene
Entscheidungsgewalt zukommt, werden bei Abstimmungen Sachentscheidungen
getroffen. Diese können in verschiedenen Formen durchgeführt werden1: So kann
das Volk auf eigene Initiative hin über eine Sachfrage abschließend entscheiden
(Volksentscheid), oder diese Entscheidung kann ihnen von den jeweiligen staatlichen
Entscheidungsorganen übertragen werden (Referendum)2. Es besteht aber auch die
Möglichkeit, eine Abstimmung mit einem nicht bindenden Ergebnis durchzuführen,
nämlich etwa ein Entscheidungsorgan zu verpflichten, sich mit einem bestimmten
Gegenstand zu befassen (Volksinitiative), oder einMeinungsbild der Bürger/innen zu
einem Thema einzuholen (Volksbefragung).3

Diese grundsätzlich möglichen Ausformungen direkter Demokratie sind in den
Verfassungen des Bundes und der Länder auf unterschiedliche Weise aufgenommen
worden:

I. Bundesrecht

Das Grundgesetz trifft für die Bundesebene keine weiteren Aussagen zu Ple-
bisziten, als in Art. 20 II GG Abstimmungen als mögliche Ausformung von De-
mokratie zu konstituieren. Insbesondere wird die Volksbeteiligung nach
Art. 29, 118 und 118a GG bei der Neugliederung von Bundes- oder Landesgebieten
nicht als Form der Abstimmung iSd Art. 20 II GG verstanden, weil nicht das ganze
Volk abstimmungsberechtigt ist, sondern lediglich die Bürger/innen in den betrof-

1 Herzog, Roman/Grzeszick, Bernd, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 20 Rn. 108; Rux, Johannes,
S. 38 ff.; Sommermann, Karl-Peter, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 20 Rn. 157 ff.

2 Rux, Johannes, S. 40 ff.
3 Ebda., S. 44.




